
Die Initiative der Regierungskoalition für

ein Biokraftstoffgesetz ist ein entscheiden-

der Schritt zur Umsetzung der Strategie

„weg vom Erdöl“. Biokraftstoffe stehen als

umweltfreundliche heimische Energieträ-

ger für eine sichere Kraftstoffversorgung

durch Abbau der Importabhängigkeit.

Die Regierungskoalition sichert mit ihrem

Vorschlag für die Kombination ordnungs-

politischer Maßnahmen (vor allem Mindest-

anteile für versteuerte Biokraftstoffe) mit

dem bisherigen Instrument der Steuerbe-

günstigung eine effiziente, nachhaltige

und flächendeckende Markteinführung der

Biokraftstoffe.

Dieser neue Ansatz darf aber nicht dadurch

konterkariert werden, dass die Steuerbe-

günstigung nur drei Jahre gelten soll. Zahl-

reiche innovative – insbesondere kleine

und mittelständische – Unternehmen ha-

ben den Biokraftstoffmarkt geöffnet. Die-

se Unternehmen müssen eine langfristige

Perspektive für weitere Investitionen ha-

ben.

Erklärung zur
Initiative der Regierungskoalition

für Biokraftstoffe

Für den Erfolg dieser Gesamtstrategie ist

es erforderlich, im Einzelnen folgende Maß-

nahmen zu ergreifen:

1. Energiesteuergesetz

■ keine überhöhten Steuersätze für

Reinkraftstoffe;

■ Beibehaltung der Steuerbegünsti-

gung für alle Reinkraftstoffe minde-

stens bis 2015;

■ Einbeziehung aller Biokraftstoffe ein-

schließlich Biogas in die Steuerbegün-

stigung;

■ Steuerbefreiung für Reinkraftstoffe in

der Land- und Forstwirtschaft ein-

schließlich umweltsensibler Bereiche

ohne zeitliche Begrenzung.

2. Biokraftstoffgesetz

■ rasche Erhöhung der Biokraftstoffan-

teile in den Kraftstoffnormen und im

Biokraftstoffgesetz auf zunächst 10 %

vol.;
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■ gesetzliche Option auf weiter steigen-

de Biokraftstoffanteile;

■ Festsetzung einer wirksamen Sankti-

on bei Verstößen gegen die Beimi-

schungspflicht.

Die Bundesregierung ist aus Gründen des

Klimaschutzes, der Sicherung der Energie-

versorgung und gleicher Wettbewerbsbe-

dingungen gefordert, die Initiative für Bio-

Diese Erklärung wird unterstützt von:

Bundesverband freier

Tankstellen e.V.

Verband Deutscher Oelmühlen e.V.

Deutscher Raiffeisenverband e.V.
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kraftstoffe auf  europäischer Ebene einzu-

bringen. Zentrales Ziel der deutschen EU-

Präsidentschaft im ersten Halbjahr 2007

muss die verbindliche Umsetzung der EU-

Zielvorgaben für Biokraftstoffe in allen EU-

Mitgliedsstaaten sein.


